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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Änderung der Internationalen Gesund- 
heitsvorschriften vom 25. Mai 1951 (Vorschriften Nr. 2 der 
Weltgesundheitsorganisation) und zur Änderung des Gesetzes 
über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu den 
Internationalen Gesundheitsvorschriften vom 25. Mai 1951 
(Vorschriften Nr. 2 der Weltgesundheitsorganisation) 

— Drucksache IV/3251 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Haas 


Der Entwurf wurde in der 179. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages vom 5. Mai 1965 dem Ausschuß 
für Gesundheitswesen zur Beratung überwiesen. 
Der Ausschuß für Gesundheitswesen hat sich in sei- 
ner Sitzung vom 13. Mai 1965 mit dem Entwurf be- 
faßt und einstimmig beschlossen, dem Bundestag die 
unveränderte Annahme des Gesetzentwurfs mit der 
Maßgabe zu empfehlen, daß in der Einleitungsformel 
die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes fest- 
gelegt wird. 

Der Bundesrat hatte die Zustimmungsbedürftig- 
keit aus Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes herge- 
leitet, weil in Teil I (Artikel 3), in Teil IV und VII 
der Internationalen Gesundheitsvorschriften, die 
durch den vorliegenden Entwurf geändert werden 
sollen, verfahrensrechtliche Bestimmungen für die 
Gesundheitsbehörden der Länder berührt werden. 
Die Bundesregierung ist diesem Vorschlag entge- 
gengetreten mit der Begründung, die Bestimmungen 
der Internationalen Gesundheitsvorschriften, die ge- 
ändert werden sollten, enthielten keine Verfahrens- 


regelungen für die Gesundheitsbehörden der Länder 
im Sinne des Artikels 84 Abs. 1 des Grundgesetzes. 
Der Ausschuß für Gesundheitswesen schloß sich in 
diesem Falle jedoch der Auffassung des Bundes- 
rates an, zumal in Artikel 4 und 4 a Ermächtigungen 
an die Bundesregierung gegeben werden sollen, die 
nach dem Entwurf des Gesetzes der Zustimmung des 
Bundesrates bedürftig sein sollen. 

Gegen die vorgesehenen Ermächtigungen wurden 
vom Ausschuß für Gesundheitswesen keine Beden- 
ken erhoben. Von Bedeutung ist in diesem Gesetz- 
entwurf der Artikel 4 b, der die Grundrechte der 
körperlichen Unversehrtheit der Person und der 
Freizügigkeit einsdiränkt. Diese Einschränkung 
durch das Gesetz ist erforderlich, weil die norma- 
tiven Bestimmungen der Internationalen Gesund- 
heitsvorschriften nach deren Inkrafttreten unmittel- 
bar geltendes innerstaatliches Recht geworden sind. 
Die Einschränkung der genannten Grundrechte gilt 
auch, soweit durch die Ermächtigungen in Artikel 4 
und Artikel 4 a in diese Grundrechte eingegriffen 
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werden muß, um eine Anpassung an die Internatio- 
nalen Gesundheitsvorschriften zu erreichen. Im übri- 
gen stimmte der Ausschuß für Gesundheitswesen 
dem Entwurf mit der von der Bundesregierung ge- 
gebenen Begründung zu. 

Bonn, den 25. Mai 1965 

Frau Haas 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Gesetzentwurf wird mit der Maßgabe, daß die 
Einleitung wie folgt gefaßt wird: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage angenom- 
men. 

Bonn, den 25. Mai 1965 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen 

Dr. Hamm (Kaiserslautern) Frau Haas 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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